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Mitglieder des Ausschusses  
 
- Rechtsanwalt Oskar Riedmeyer, München (Vorsitzender 

und Berichterstatter) 
- Rechtsanwalt Dr. Michael Burmann, Erfurt 
- Rechtsanwalt und Notar Jörg Elsner, Hagen 
- Rechtsanwalt Christian Janeczek, Dresden 

(Berichterstatter) 
- Rechtsanwältin Dr. Daniela Mielchen, Hamburg 
- Rechtsanwalt Michael Nissen, Gauting 
- Rechtsanwältin Gesine Reisert, Berlin 
 
 
Zuständig in der DAV-Geschäftsführung  
 

 - Rechtsanwältin Bettina Bachmann, Berlin 
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Verteiler 
 
• Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 

• Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 

• Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur des Deutschen Bundestages 

• Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz des Deutschen Bundestages 

• Bundesrechtsanwaltskammer 

• ADAC 

• Vorsitzende der Gesetzgebungsausschüsse des Deutschen Anwaltvereins 

• Vorstand und Geschäftsführung des Deutschen Anwaltvereins 

• Verkehrsrechtsausschuss des Deutschen Anwaltvereins 

• Geschäftsführender Ausschuss und Regionalbeauftragte der Arbeitsgemeinschaft 

Verkehrsrecht im Deutschen Anwaltverein 

• Redaktion NZV 

• Redaktion zfs 

• Redaktion DAR 

• Redaktion NJW 

• Redaktion NJW 
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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit ca. 67.000 Mitgliedern 

vertritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und 

internationaler Ebene. 

  

 
 
Der Gesetzesvorschlag befasst sich mit der Lösung der Fallgestaltung, dass der 

Verkehrsteilnehmer nach dem Erreichen der 5-Punkte-Schwelle weitere 

Verkehrsverstöße begeht, die zwischen der Begehung des Vergehens liegen, das eine 

Maßnahme auslöst, und der Bekanntmachung der Maßnahme. 

Der Deutsche Anwaltverein nutzt, auch wenn die Neuregelung nur eine Klarstellung 

sein soll, die Gelegenheit, erneut seine rechtlichen Bedenken gegen die Stufenregelung 

geltend zu machen. Durch die Klarstellung kommt noch deutlicher zum Ausdruck, dass 

der Gesetzgeber den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit außer Acht lässt. 

 

Die Neuregelung stößt in zweierlei Hinsicht auf rechtliche Bedenken: 

1.  Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist nicht mehr gewahrt, wenn einem 

Verkehrsteilnehmer ohne jede vorherige Warnung die Fahrerlaubnis alleine wegen 

der Ansammlung von Punkten entzogen wird.  

2. Der Begriff „Bekanntwerden“ bedarf der Definition. 

Zu 1: 

Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass der Entzug der Fahrerlaubnis für den 

Betroffenen eine einschneidende Maßnahme darstellt, die insbesondere bei Berufen, 

die direkt mit dem Fahren von Fahrzeugen zu tun haben und Berufen, die auf Mobilität 

angewiesen sind, wesentliche Auswirkung auf die berufliche Tätigkeit hat. Je 

einschneidender eine Maßnahme in die Rechte des Bürgers eingreift, umso mehr muss 

der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit beachtet werden.  
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Im bisherigen Punktsystem war durch das Voranschalten von zwei Warnstufen die 

Verhältnismäßigkeit gewahrt. Wer sich auch durch zwei Warnstufen nicht zur Änderung 

seines Verkehrsverhaltens bewegen ließ, der musste den Entzug der Fahrerlaubnis in 

Kauf nehmen. 

Mit der jetzigen Neuregelung geht der Gesetzgeber davon aus, dass es im Einzelfall 

überhaupt keiner Ermahnung oder Verwarnung vor dem Entzug der Fahrerlaubnis 

bedarf. Gleichzeitig wurde im Zusammenhang mit der vorangegangen Reform des 

Punktsystems die Zahl der zum Fahrerlaubnisentzug notwendigen Verstöße verringert 

und der Zeitraum, in dem diese zur Anrechnung gelangen, verlängert.  

Der Deutsche Anwaltverein hat daher erhebliche Bedenken, ob bei einem Autofahrer, 

dem die Fahrerlaubnis wegen einer Mehrzahl von Verkehrsverstößen entzogen wird, 

obwohl ihm vorher keine Warnung zugegangen war und dessen berufliche Existenz 

vom Erhalt der Fahrerlaubnis abhängt, die Verhältnismäßigkeit des Eingriffs gewahrt ist. 

Nachfolgendes Beispiel soll zeigen, dass mit der jetzigen Regelung ein Entzug der 

Fahrerlaubnis ohne vorherige Warnung möglich ist: 

Ein Autofahrer, der mit drei Punkten aus früheren Jahren vorgeahndet ist, fährt am 

Sonntagvormittag auf einer innerstädtischen Schnellstraße, die auf 50 km/h beschränkt 

ist, 31 km/h zu schnell. Bis der Bußgeldbescheid rechtskräftig wird, begeht er im 

Kolonnenverkehr auf der Autobahn einen Abstandsverstoß mit weniger als 3/10 des 

halben Tachowerts bei 102 km/h. Bevor Ermahnung oder Verwarnung ergriffen werden 

können, benutzt er ein Mobiltelefon während des Fahrens. Gegen den letzten 

Bußgeldbescheid wehrt er sich und wird vom Gericht verurteilt. Jetzt erhält er die 

Ermahnung (ausgelöst vom Geschwindigkeitsverstoß), kurze Zeit später (nach dem 

Eingang der Mitteilung) die Verwarnung (ausgelöst von der Abstandsunterschreitung) 

und schließlich den Entzug der Fahrerlaubnis, nachdem nunmehr die Mitteilung vom 

Gericht eingeht.  

Problematisch betrachtet der Deutsche Anwaltverein in diesem Zusammenhang auch 

die Tatsache, dass es von gesetzlich nicht geregelten Zufälligkeiten abhängt, ob ein 

Verkehrsverstoß mit Punkten bewertet wird oder nicht. Die Neufassung des § 4 Abs. 6 

StVG stellt darauf ab, wann eine Zuwiderhandlung der Behörde bekannt wird.  
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Es liegt damit an der internen Behördenorganisation sowie an der Arbeitsbelastung der 

Behörden, ob ein Vergehen mit Punkten bewertet wird oder nicht.  

Wenn beispielsweise eine Bußgeldbehörde ihre Informationen schnell weitergibt, wird 

die Maßnahme einer Fahrerlaubnisbehörde mehr Verstöße „abgelten“, als wenn eine 

Bußgeldbehörde mit größerem Zeitabstand handelt. Genauso wird eine 

Fahrerlaubnisbehörde, die schnell reagiert, weniger Verstöße unberücksichtigt lassen, 

als eine Fahrerlaubnisbehörde mit größerem Bearbeitungsaufwand.  

Da sowohl die Information durch die ahndende Behörde als auch das Handeln der 

Fahrerlaubnisbehörden nicht zu den Angelegenheiten des Bundes gehören, wird die 

bundesgesetzliche Regelung für die Bürger in den einzelnen Bundesländer völlig 

unterschiedliche Auswirkungen haben, je nach der Geschwindigkeit der dabei 

handelnden Behörden. Es dürfte verfassungsrechtlich problematisch sein, einen so 

wesentlichen Eingriff wie den Entzug der Fahrerlaubnis systemisch vom Zufall abhängig 

zu machen. 

Zu 2: 

Schließlich ist der verwendete Begriff „bekannt wird“ zu ungenau formuliert. Er lässt 

nämlich nicht erkennen, ob dieses „Bekanntwerden“ amtlicher Natur sein muss. Ob mit 

Bekanntwerden also nur die amtliche Information durch die Behörde, die den 

Verkehrsverstoß ahndete, gemeint ist, oder ob auch der Betroffene durch eine formlose 

Information der Fahrerlaubnisbehörde – etwa durch Übersendung des rechtskräftigen 

Bußgeldbescheids – der Behörde weitere Verstöße bekannt machen kann.  

In diesem Fall bestünde insbesondere in Bundesländern mit stark belasteter 

Verwaltung in der Tat für den Verkehrsteilnehmer die Möglichkeit, ohne Folgen für das 

Punkteregister Verkehrsverstöße zu begehen, wenn er nur jeweils die 

Bußgeldbescheide rechtskräftig werden lässt und sie umgehend der 

Fahrerlaubnisbehörde vorlegt.  

 


